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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Rechtswesen und Verfassungsrecht 

(23. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes über die Anerkennung 
von Nottrauungen 

-Nr. 1134 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Dr. Weber (Koblenz) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Gesetzes über die Anerkennung von Nottrau- 
ungen -Nr. 1134 der Drucksachen - mit den aus der nachstehenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen, im übrigen unverän- 
dert nach der Vorlage, zu genehmigen. 

Bonn, den 20. September 1950 

Der Ausschuß für Rechtswesen 
und Verfassungsrecht 

Dr. Laforet Dr. Weber (Koblenz) 
Vorsitzender Berichterstatter 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein- Vertrieb : Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

Über die Anerkennung von Nottrauungen 
- Nr. 1134 der Drucksachen - 


mit den 


Besdilüssen des 23. Ausschusses 


Entwurf 

§ 6 

Anträge auf Eintragung der Eheschließung 
können nur bis zum 31. Dezember 1 9 50 gestellt 
werden. Kriegsgefangene können den Antrag 
jedoch noch bis zum Ablauf eines Jahres nach 
Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft stellen. 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 

§ 6 

(1) Anträge auf Eintragung der Eheschließung 
können nur bis zum 31. Dezember 1951 gestellt 
werden. Kriegsgefangene können den Antrag 
jedoch noch bis zum Ablauf eines Jahres nach 
Rückkehr aus der Kriegsgefangenschaft stellen. 


(2) Wird ein Kriegsgefangener nachdem 31. De- 
zember 1951 für .tot erklärt oder seine Todeszeit 
geriditlich festgestellt oder wird sein Tod einem 
Antragsberechtigten erst nach dem 31. Dezember 
1951 bekannt oder stirbt ein zurückgekehrter 
Kriegsgefangener, ohne das Recht zur Stellung 
des Antrages verloren zu haben, und ist der Ehe- 
gatte des Kriegsgefangenen vor dem 1. Januar 1952 
verstorben, so können gemeinschaftliche Kinder 
den Antrag noch binnen eines Jahres seit der 
Todeserklärung, der gerichtlichen Feststellung der 
Todeszeit oder dem Bekanntwerden des Todes 
des Kriegsgefangenen stellen. 



